
Der Rückzug des Gewerkschaften
aus der Mobilisierung gegen die
Agenda 2010 schafft für die poli-
tische und soziale Linke in
Deutschland eine neue, schwieri-
ge Situation.

I n letzter Minute hat sich Attac doch
noch aufgerafft, die bundesweite
Demonstration gegen die Agenda

2010 am 1. November in Berlin aktiv
zu unterstützen. Das ist höchst be-
grüßenswert; dennoch zeigt die ge-
meinsame Erklärung zweier führen-
der Attac-Mitglieder, aber auch die
Debatte auf und nach der Aktions-
konferenz Ende August, dass die Lin-
ke in Deutschland vor einer Neuori-
entierung steht.

Die Agenda 2010 ist ein System-
bruch, das haben viele gesagt. Sie
stellt die materielle Grundlage des so-
zialen Konsenses in Frage, wie er nach
dem Krieg formuliert wurde. Damals
sicherten die Besatzungsmächte die
Fortexistenz der bürgerlichen Herr-
schaft; der Preis dafür war die Her-
stellung weitgehender materieller Si-
cherheit für die abhängig Beschäftig-
ten und weitgehende Rechte für Ge-
werkschaften und Betriebsräte – so-
weit sie willig waren, sich in das Kor-
sett von Antikommunismus und So-
zialpartnerschaft zu fügen.

Heute sind einige Grundvorausset-
zungen für den Konsens gefallen. Da-
für tobt der Konkurrenzkampf um
Weltmarktanteile in einer globalisier-
ten Wirtschaft, und die Unternehmer
sehen kein Hindernis mehr, diese
Lasten voll auf die abhängig Beschäf-
tigten abzuwälzen. Wenn die Gewerk-
schaften dem nicht zustimmen, wird
ihnen umstandslos bedeutet, man
brauche sie nicht mehr. Ein Funda-
ment bricht zusammen, aber das

Massenbewusstsein hat Schwierig-
keiten, diesen Vorgang in seiner
ganzen Tragweite zu verstehen und
darauf zu reagieren.

Viele Menschen, die auch weiterhin
unbefristete Arbeitsverträge haben,
wähnen sich noch in Sicherheit, wäh-
rend andere, die schon in prekärer Be-
schäftigung, erwerbslos oder in Ren-
te sind, sich bedrohter fühlen und
vereinzelt, verlassen und ohnmäch-
tig. Immer noch gibt es Umfrage-
mehrheiten, die die Streichung der
Arbeitslosenhilfe für richtig halten,
während die Streichung des Kranken-
gelds auf überwältigende Ablehnung
stößt.

Dass die neuen Vorschläge für den
Kündigungsschutz geeignet sind,
auch Stammbelegschaften schneller
in die Arbeitslosigkeit zu entlassen,
und dass Arbeitslose sich nach Hartz
nicht mehr jahrelang irgendwie
durchmogeln können, sondern nach
kürzester Zeit schutzlos auf dem
Zahnfleisch laufen, ist noch gar nicht
richtig ins Bewusstsein gedrungen.
Der Chor der Medien verkündet ge-
schlossen, »wir« könnten uns den So-
zialstaat nicht mehr leisten, und mei-
nen damit, dass es zur Bereicherung
der Reichen keine Alternative gibt.
Über den Inhalt, jedenfalls aber über
die Folgen der Agenda für die Einzel-

nen schweigen sie sich zumeist aus.
Das sind einige der Gründe, warum

der grobe Klotz derzeit nicht mit ei-
nem groben Keil beantwortet wird. Je-
den Tag wird eine neue Sau durchs
Dorf getrieben, aber die Protestaktio-
nen sind klein. Widerstand formiert
sich an vielen Orten, aber er ist gering
und es gibt keinen Grund anzuneh-
men, wie durch ein Wunder würden
am 1. November auf der zentralen
Demonstration in Berlin auf einmal
Zehn- oder gar Hunderttausende zu-
sammenströmen. Wer das meint, wie
einige Gruppen der radikalen politi-
schen Linken, der hat die neuen Her-
ausforderungen noch nicht begriffen.

Ob der Kreis derer, die sich betrof-
fen oder bedroht fühlen, groß oder
klein ist, hängt immer noch davon ab,
ob große Organisationen wie die Ge-
werkschaften oder die Wohlfahrtsver-
bände oder die Kirchen ihre Anhän-
gerschaft aufklären und mobilisieren.
Wie aber ist das mit Hartz und Rürup
gelaufen? Da saßen/sitzen die Ge-
werkschaften mit in der Regierungs-
kommission; sie wie auch die Wohl-
fahrtsverbände haben vor der letzten
Bundestagswahl Hartz abgenickt, mit
dem windigen Versprechen, an der
Arbeitslosenhilfe würde nicht gerüt-
telt; nach den Wahlen wurde es sofort
wieder fallen gelassen. Die Kirchen
haben sich auf die Seite derer ge-
schlagen, die eine »Reform« des Sozi-
alstaats für unabwendbar halten; die
Regierungslinke zeichnet verant-
wortlich für die Politik und die PDS
fällt als Oppositionspartei aus. Da
bleiben nur noch soziale und politi-
sche Kleinstkräfte übrig, und die sind
zu allem Überfluss zersplittert. Das
deutsche Sozialforum, das in der La-
ge gewesen wäre, den zersplitterten
Protest zu bündeln, gibt es noch
nicht.

Auch Attac zeichnet die Situation zu
rosig. Im Februar auf dem Göttinger
Ratschlag wurde die kontroverse Un-
terschrift unter das »DGB-Venro-Pa-
pier« damit begründet, »die Gewerk-
schaften« würden sich damit in Dis-
tanz zur SPD und auf Attac zubewe-
gen. Große Hoffnungen schimmerten
durch, einen neuen Bündnispartner
gefunden zu haben. Diese Hoffnun-

gen haben im Sommer einen mehrfa-
chen Dämpfer erhalten: Die Gewerk-
schaften haben im Mai halbherzig
mobilisiert, sind nach dem »Trotz al-
lem weiter so« Schröders auf dem
SPD-Parteitag eingeknickt und geben
jetzt zum besten, an eine bundeswei-
te Mobilisierung im Herbst würden
sie nicht denken. Hinzu kommt die
gewaltige Niederlage der IG Metall im
Tarifkampf, die jede Vorstellung von
einer Durchsetzung weiterer Arbeits-
zeitverkürzung erst einmal auf den
St. Nimmerleinstag verschiebt. Der
Richtungskampf in der IGM ist alles
andere als ausgestanden, die u. a.
auch von Attac prognostizierte »his-
torische Ablösung der Gewerkschaf-
ten von der SPD« längst nicht vollzo-
gen.

Die Schlussfolgerung, die die ge-
nannte Attac-Erklärung zieht, ist pa-
radox: Zum einen betont sie, eine
bundesweite Demonstration, an der
sich »nur ein paar Zehntausend Leu-
te« beteiligen, wäre ein Flop. Zum an-
deren überbetont sie die Tendenzen
des Protests und diskutiert nicht die
Schwierigkeiten, die das Massenbe-
wusstsein notwendigerweise damit
hat, nachzuvollziehen, dass der ge-
sellschaftlichen Konsens zusammen-
bricht, dass es sich von diesem Trüm-
merhaufen aber nicht begraben las-
sen darf, sondern Ansatzpunkte für
eigenes Handeln daraus gewinnen
muss. Die Abnabelung von der Schrö-
derpolitik ist auch eine Abnabelung
von den traditionellen Großorganisa-
tionen, SPD wie Gewerkschaften, für
die es noch keinen Ersatz gibt, nicht
einmal ansatzweise. Man darf sich
nicht wundern, dass dies ein langwie-
riger, komplizierter Prozess wird, und
er erfordert mehr als schwungvolle
Aufrufe und die »richtige politische
Linie«.

Eine Alternative wird man nicht
aufbauen können, wenn man darauf
verzichtet, als Subjekt zu agieren. Ei-
ne bundesweite Demonstration ist
schon die richtige Antwort; wir müs-
sen nur die geeigneten Formen fin-
den, die »normale Menschen« auch
ansprechen.

Angela Klein
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Zwischen Euphorie
und Kater
Über linke Schwierigkeiten mit der Mobilisierung

Was will die SoZ?
Die Sozialistische Zeitung (SoZ) setzt sich

zum Ziel, publizistisch dazu beizutragen,
alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, geknechtetes, verlas-
senes und verächtliches Wesen ist.

Sie versteht sich deshalb als Teil der emanzi-
patorischen Bewegungen, deren Ziel die

Befreiung der Menschen von Unterdrückung,
Ausbeutung, Entfremdung und Gewalt ist.

Der Kampf für umfassende Emanzipation
kann nur erfolgreich sein, wenn die unter-

drückten und entfremdeten Menschen sich für
ihre eigenen Interessen und gegen Unterdrü-
ckung und Erniedrigung selbst engagieren.
Deshalb verteidigt die SoZ demokratische
Ansprüche individueller wie kollektiver Art
und bekämpft alle Formen ausgrenzender Dis-
kriminierung (Chauvinismus, Sexismus, Ras-
sismus, Antisemitismus usw.) in der bürgerli-

chen Gesellschaft wie auch innerhalb linker
Organisationsformen.

Der Kampf für umfassende Emanzipation in
der bürgerlich-kapitalistischen Gesell-

schaft wird nicht zuletzt entlang des Wider-
spruchs zwischen Lohnarbeit und Kapital ge-
führt. Deshalb versteht sich die SoZ als grund-
sätzliche Gegnerin der weltweit vorherrschen-
den kapitalistischen Gesellschaft und ergreift
Partei für die gegen Profitstreben und Konkur-
renzkampf streitenden abhängig Beschäftig-
ten.

Es gibt Widersprüche, die nicht auf den Wi-
derspruch von Lohnarbeit und Kapital zu

reduzieren sind – die Geschlechterfrage und
die Ökologiefrage bspw. oder die Missachtung
demokratischer Rechte von besonders unter-
drückten und benachteiligten Bevölkerungs-
teilen. Deren praktische und theoretische Be-
arbeitung erfordert eigenständige Mittel. Ihre
besondere Ausformulierung erfahren diese
Widersprüche durch die bürgerliche Gesell-

schaft und den sie zentral durchziehenden Wi-
derspruch zwischen Kapital und Arbeit. Es be-
darf deswegen einer neuen, sich nicht selbst
herstellenden Einheit in der Vielfalt, eines neu-
en Bündnisses von demokratischen und so-
zialistischen Kämpfen.

Da der Kampf um umfassende Emanzipati-
on ein internationaler ist und letzten En-

des auch nur dann erfolgreich sein kann, wenn
er als internationalistischer weltweit geführt
wird, versteht die SoZ die Förderung interna-
tionaler Solidarität und internationaler Zu-
sammenarbeit als eine besondere Aufgabe der
Zeitung.

Notwendig ist eine sozialistische Gesell-
schaft. Ihre ökonomische Grundlage kann

nur sein: eine demokratisch geplante, selbst-
verwaltete Wirtschaft, die sich vor allem an den
Bedürfnissen der Menschen orientiert – an-
statt am Profit der Unternehmer und Banker
oder den Privilegien der Bürokraten. Ihre poli-
tische Grundlage kann nur sein: Die Verwirkli-

chung der breitesten Demokratie, die Selbst-
bestimmung der Produzenten und die Selbst-
organisation all derer, die einer besonderen
Form der Unterdrückung unterliegen. Ziel
muss also eine Gesellschaft sein, die im Ge-
gensatz zur bürgerlich-kapitalistischen Klas-
sengesellschaft und zu den ehemaligen büro-
kratischen Regimen (in der Ex-DDR, der Ex-
UdSSR, in China usw.) steht. Sozialistische De-
mokratie kann sich nur da entwickeln, wo in-
dividuelle Rechte garantiert und erweitert wer-
den, wo sich politische, soziale und kulturelle
Demokratie entwickeln kann, ohne auf Gren-
zen von Macht und Herrschaft zu stoßen.

Eine solche Gesellschaft von morgen wird in
den Kämpfen von heute aufgebaut. Die SoZ

als eine von Parteien unabhängige Zeitschrift
tritt in diesen Kämpfen für die Einheit der so-
zialistischen Kräfte und für den Aufbau einer
organisierten Gegenmacht ein, die uneinge-
schränkt für diese Ziele steht.
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